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Europäisches Semester 2026: Frühjahrspaket zur
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit

Europas Wettbewerbsfähigkeit beginnt vor der eigenen Haustür. Mit dem Frühjahrspaket (Link: https://
reforms-investments.ec.europa.eu/document/download/3d82055c-c275-478d-a139-ef39d2dee571_en?
filename=COM_2026_200_1_EN_ACT_part1_v5.pdf) 2026 hat die Europäische Kommission deshalb
erneut die wirtschaftspolitischen Herausforderungen der Mitgliedstaaten analysiert und konkrete
Reformempfehlungen vorgelegt. Im Zentrum stehen Investitionen, Innovationen und bessere
Rahmenbedingungen für Unternehmen. Gleichzeitig will Brüssel den Mitgliedstaaten fiskalischen
Spielraum für Zukunftsinvestitionen in Verteidigung, Energieversorgung und Infrastruktur ermöglichen. Für
Deutschland zeichnet die Kommission dabei ein bekanntes Bild: Eine starke industrielle und technologische
Basis trifft auf strukturelle Standortprobleme – von hohen Energiekosten über Fachkräftemangel bis
hin zu Investitions- und Digitalisierungsdefiziten. Die daraus abgeleiteten Empfehlungen (Link: https://
reforms-investments.ec.europa.eu/document/download/982c4849-7bf0-4048-beba-1996925a40d0_en?
filename=DE-COM_2026_205_1_EN_ACT_part1_v4.pdf) ergeben eine wirtschaftspolitische To-do-Liste für
mehr Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit.  
 
Investitionen ermöglichen statt Mittel binden  
Ein Schwerpunkt der Kommissionsvorschläge liegt auf der Stärkung der Investitionsfähigkeit Deutschlands.
Das neue Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität soll konsequent für produktive
Investitionen eingesetzt werden, die den Kapitalstock des Landes modernisieren und Wachstum
ermöglichen. Gleichzeitig fordert Brüssel Reformen bei Rentensystem, Sozialstaat und der Steuerstruktur,
um die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu sichern und stärkere Arbeitsanreize zu
setzen. Für die Unternehmen ist dabei aus Sicht der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK)
entscheidend, dass die zusätzlichen Mittel tatsächlich in Infrastruktur, Digitalisierung und Dekarbonisierung
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fließen und nicht lediglich bestehende Ausgaben ersetzen. Geld allein wird jedoch nicht reichen: Ohne
schnellere Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie effizientere Verwaltungsabläufe drohen
Investitionen weiterhin an praktischen Umsetzungsproblemen zu scheitern.  
   
Innovationen schneller in Wachstum übersetzen  
Besonders deutlich wird die Kommission beim Thema Wettbewerbsfähigkeit. Forschungsergebnisse sollen
schneller in marktfähige Produkte überführt, Unternehmertum gestärkt und der Zugang zu Finanzierung für
Start-ups und Scale-ups verbessert werden. Zudem fordert Brüssel weniger regulatorische Belastungen und
eine beschleunigte Digitalisierung der Verwaltung. Die Analyse zeigt zentrale Standortherausforderungen
auf, welche auch die DIHK identifiziert: Viele Unternehmen leiden unter Fachkräftemangel und Bürokratie.
Zudem ist der Wissens- und Technologietransfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft oft schwerfällig.
Gerade in Zeiten rückläufiger Innovationsaktivitäten kommt es nun darauf an, Kooperationen mit
Forschungseinrichtungen zu erleichtern, Reallabore auszubauen oder Förderprogramme technologieoffen
auszugestalten. Auch bei Genehmigungs- sowie Förderverfahren braucht es deutliche Beschleunigung.
Nicht zuletzt bleibt eine stärkere Mobilisierung privaten Kapitals wichtig, damit innovative Unternehmen ihre
Ideen auch in Europa skalieren können.  
   
Energie, Netze und Verwaltung als Wettbewerbsfaktoren  
Bei Energie und Infrastruktur sieht die Kommission ebenfalls erheblichen Handlungsbedarf. Der
Ausbau erneuerbarer Energien, leistungsfähiger Strom- und Datennetze sowie die Digitalisierung der
Strominfrastruktur sollen beschleunigt werden. Gleichzeitig fordert Brüssel eine Modernisierung der
öffentlichen Verwaltung und den Abbau von Genehmigungsengpässen. Für die Wirtschaft sind dies keine
Randthemen, sondern zentrale Standortfaktoren: Wettbewerbsfähige Energiepreise, leistungsfähige Netze
und digitale Verwaltungsprozesse entscheiden zunehmend darüber, ob Investitionen in Deutschland
getätigt werden. Wichtig ist dabei, die Energiewende kosteneffizient auszugestalten, Unternehmen nicht
mit zusätzlichen Verpflichtungen zu überfordern und den Ausbau europäisch integrierter Energie- und
Strommärkte weiter voranzutreiben. Ebenso dringend bleibt die Digitalisierung staatlicher Verfahren, deren
Qualität im Urteil der Unternehmen noch immer deutlich zu schlecht abschneidet.  
   
Fachkräfte sichern    
Schließlich rückt die Kommission den Arbeitsmarkt in den Mittelpunkt. Mehr Erwerbsbeteiligung sowie
bessere Qualifizierung, stärkere Bildungsleistungen und eine erleichterte Gewinnung internationaler
Fachkräfte sollen dem zunehmenden Arbeits- und Fachkräftemangel entgegenwirken. Die Stoßrichtung
deckt sich weitgehend mit den Herausforderungen, die Unternehmen seit Jahren benennen. Entscheidend
wird jedoch sein, Arbeitsmarktpolitik stärker auf die Vermittlung in reguläre Beschäftigung auszurichten,
Anreize zur Arbeitsaufnahme zu stärken und gleichzeitig die Rahmenbedingungen für qualifizierte
Zuwanderung weiter zu verbessern. Denn ohne ausreichend Fachkräfte werden weder Digitalisierung noch
Dekarbonisierung oder Innovation die notwendige Dynamik entfalten können.  
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